
697 VERMÖGENSBETEILIGUNG 698 

Vermögensbeteili2ung, Vermögensstreuung. 
Eine gleichmäßigere Verteilung des Volks-, bes. des 
Produktivvermögens gehört z. Proprium sozial­
kath. Ges.-Politik, deren Akteure gerade im 
deutschsprachigen Raum diesbezügl. Projekte vor­
legten, die zwar ohne größeren Erfolg blieben, aber 
eine anhaltende, obgleich krypt. Debatte anregten. 

Obwohl der Vermögensbegriff in der !'Volkswirt­
schafts-Lehre nicht eindeutig ist u. zudem v. der 
Wirtschafts- u. Rechtsordnung sowie v. kulturellen 
Vorstellungen abhängt, läßt sich festhalten: a) Ver-
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mögen sind Bestandsgrößen; b) sie beinhalten ver­
fügbare Güter; c) diese sind ökonomisch bewertbar. 
Da Vermögen v. a. geldgeschätzte Güter sind, setzen 
sie einen funktionsfähigen Preismechanismus vor­
aus. Zwar kann „Vermögen" im weiteren Sinn alle 
wohlstands- u. wachstumsrelevanten Ressourcen 
einer Volkswirtschaft einschließlich des sog. Human­
kapitals bedeuten, die Forderung nach V. bezieht 
sich jedoch nur auf das Geld- u. Produktivvermögen. 

Die sozialkath. Trad. suchte durch breite Beteili­
gung der Lohnabhängigen am Produktivvermögen 
die für den /Kapitalismus typ. Machtasymmetrie 
zw. /Kapital u. / Arbeit zu überwinden. Zur Siche­
rung gleicher Verfügungsrechte in den /Unterneh­
men sollten die sie begründenden Vermögenstitel 
gleichmäßig zw. Unternehmern u. Beschäftigten 
aufgeteilt werden. Die weitere Wirtschaftsentwick­
lung führte allerdings zu einer weitgehenden Ent­
koppelung v. Kapitaleigentum u. Verfügungsmacht. 
Die Konzentration der Verfügungsmacht nahm 
stärker zu als die des Eigentums. Für das Ziel der 
gleichmäßigen Machtverteilung ist jedoch erstere 
das primäre Problem. Beim Geldvermögen fallen 
Eigentums- u. Vermögensrecht nach wie vor zu­
sammen. Damit die Verfügungsmacht über Geld­
vermögen nicht ausschließlich bei den Eigentümern 
liegt, ist neben einer egalisierenden Verteilung auch 
eine größere Kontrolle notwendig, wozu die enge 
Verknüpfung v. Geldvermögen u. Verfügungsmacht 
aufgebrochen werden muß. 

Da mit der zunehmenden Geldvermögensbildung 
der Anteil der Einkommen aus Geldvermögen am 
gesamten Volkseinkommen wächst, der Anteil der 
Arbeitseinkommen dagegen tendenziell schrumpft, 
wird für eine gleichmäßi�e Beteiligung am Volksein­
kommen immer mehr die Verteilung des Volksver­
mögens relevant. Um vergleichbare Lebenslagen zu 
gewährleisten, ist daher der nach wie vor bestehende 
Trend z. wachsenden Ungleichheit bei der Vermö­
gensverteilung umzukehren, z.B. durch staatl. Ver­
mögenspolitik z. Beeinflussung v. Vermögensüber­
tragung u. -bildung, aber auch durch Investivlohn u. 
Ertrags- od. Gewinnbeteiligung. Die derzeit in Dtl. 
diskutierte Privatisierung der Altersvorsorge durch 
Vermögensbildung od. die jüngeren Vorschläge z. 
Investivlohn genügen den Anforderungen einer ega­
lisierenden Vermögenspolitik allerdings nicht. 
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